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Hier veröffentlichte Rundver{ügrungen werden den Gemeinden und Kreisen nicht mehr besonderr schriftlich mitgeteilt,
Hinweis: Annahmeschluß fär die Ausgabe zum 1. eines ieden Monats ist der 20, des Vormonats;

für den 15. des Monats der 5. eines ieden Monats.

A: Personalnachrichten

L Bezirkrregdenrng Brauanchwelg

Enanlt:

Regierungsassessor Kraska - z. Zt. Landkreis Celle - zu Regrie-
Mgsrat.

ZugewlcaGn:

Regierungsrätin Langf elotz dem Dezemat 107 - Soziales, l'lücht-
Iinge, FrauenförderuDg -.

VaEetzt:

Polizeioberat Israel- Dezemat 303, Schutzpolizei-u die Lmdes-
polizeischule Niedersachen - Augenstelle Braunschweig -.

Polizeirat Lührig - Dezemat 303, Schutzpolizei - u die Nieder-
sächsische Fachhochschule für Vemaltung ud Rectrtspflege -

Fachbeteich Polizei - in Hildesheim.

U. Nechg.onhota Behötden

Eraatrlt:

Polizeioberat Becher - Schutzpolizeülspektion Wousbug - zum
Polizeidirektor.

Koüelcor F r a n k e - Realschule Leibnitz in Wofenbüttel - m Re-
alscbullelcor rBit gleicbzeitiger Versetzung an die Lessing-Real-
schul€ ir. Wolfenbüttel.

Lefuerin L e b r e c h t - Gmdschule Solscben - zu Hauptlebrerin mit

öleichzeitiger Versetzung an die Grundschule Woltwiesche.

C: Verordnungen, Ruudvettügungen und Bekanat-
rnachungen der Bezirkrregienrng Braunschwelg

84.
Verotdnung

über die Festsetzung eineg Wasserschutzgebietes
für die Wassergewinnungsanlagen des

Wassenirerkes Weendespring der Stadtwerke
Göttingeu AG und der \lÜamergewinnungBanlagen

Weendespring und Osterberg des Flecken
Bovenden vom 16. 03. 1994

Aufgrund der S S 48 und 49 des Niedersächsischen Wasser-
gesetzes (NWG) in der Fassung vom 20. 08. 1990 (Nieders.
GVBI. S. 371), zuletzt geändert durch Gesetz vom 20. 12.
1993 (Nieders. GVBI. S. 711), wirdverordnet:

s1
Zugunsten der Wassergewinnungsanlagen des Wasser-
werkes Weendespring der Stadtwerke Göttingen AG und
der Wassergewinnungsanlagen Weendespring und Oster-
berg des Fleckens Bovenden wird zum Schutz der Gewäs-
ser vor nachteiligen Einwirkungen im Interesse der öffent-
lichen Wasserversorgnrng ein Wasserschutzgebiet zum
Wohl der Allgemeinheit festgesetzt.

s2
(t) Das Wasserschutzgebiet gliedert sich in die Schutzzo-

I (Fassungsbereich)
tr (Engere Schutzzone)
Itr (WeitereSchutzzone).

(2) Die Grenzen einer Schutzzone I umJassen den wesent-
lichen Teil des Wassergewinnungsanlagengeländes
Weendespring der Stadtvverke Göttingen AG. Eine
weitere Schutzzone I bildet das Wassergewinnungs-
anlagengelände Osterberg des llecken Bovenden
westlich des Stollen.
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Die westliche Grenze der Schutzzone II beginnt an dem
nordwestlichen Eckpunkt der zuerst genannten
Schutzzone I. Sie verläuft zunächst in Richtung Norden,
die östliche Bebauung des Flecken Bovenden ausgren-
zend, entlang des Helleweges bis an die südwestliche
Bebauung des Ortsteiles Eddigehausen des Flecken
Bovenden. Sie schwenkt an diesem Punlrt in die Haupt-
richhrng Osten um und ftihrt bis zum Höhenpunkt
359,7 m ü NN östlich des Hainberges. Von hier aus ver-
läuft sie in nördlicher Richtung bis zum Wittenberg und
schwenkt dann in östliche Richtung ab. Die Grenze ver-
läuft, den Nadelhaiumschließend, überRoringer Spitze
bis zu.m Höhenpunkt 423,7 ü NN "- Kneppelberg. Von
hier aus schwenkt sie zurück in Richtung Süd-Westen,
den Hünstollen umschließend und den Ortsteil Rorin-
gen der Stadt Göttingen ausschließend. Von der Nord-
seite des Ortsteiles Roringen verläuft sie über den süd-
lich des Ortsteiles Nikolausberg gelegenen Feldbom-
berg, über den Faßberg und dann in nordwestlicher
Richtung zum Ausgangspunlrt Wassergewinnungsan-
lage Weendespring zurück.

Eingeschlossen von der so umschriebenen Grenze der
Schutzzone tr ist die HocMäche Deppoldshausen ds
Schutzzone III bei Ausschlu3 der Gutsgebäude des Gu-
tes Deppoldshausen. Eine gesonderte Schutzzone III
bildet ebenso der Ortsteil Nikolausberg mit dem Max-
Planck-Institut und dem Sender des Norddeutschen
Rundfunks. Zusätzlich befindet sich noch eine kleine
Schutzzone III an der Nordseite des Ortsteiles Rorin-
gen.

(3) Die Grenzen des Wasserschutzgebietes und seiner
Schutzzonen sind in der mitveröffentlichten über-
sichtskarte im Maßstab 1:25000 eilgetragen.

(4) Die genauen Grenzen des Wasserschutzgebietes und
seiner Schutzzonen ergeben sich aus weiteren 15 Kar-
ten im MaSstab 1:5000, die Bestandteil dieser Verord-
nung sind. Ausfertignrngen dieser nicht veröffentlich-
ten Karten befinden sich bei der Bezirksregierung
Braunschweig, dem Landkreis Göttingen, demFlecken
Bovenden und der Stadt Göttingen. Die Karten können
dort während der Sprechzeiten von jedermann kosten-
Ios ei-ngesehen werden.

s3
(1) Die Schutzzone I darf nur zur Vornahme solcher Hand-

lungen betreten werden, die erforderlich sind

zur Nutzung der Zone als Wiese,
für den Betrieb und die Überwachung der Wasser-
gewurnungsatuagen,

c) zur baulichen und betrieblichen Veränderung der
Wassergewinnungsanlagen.

(2) Bei der Nutzung der Schutzzone I als Wiese ist die Be-
kämpfung von Schädliagen undvonAufwuchs mit che-
miqsfusn Mitteln verboten. Darüber hinaus ist jegliche
D{ingxrng untersagrt, soweit sie nicht in geringen Men-
gen zur Erzielung einer geschlossenen Grasnarbe er-
forderlich ist.

(3) Im üLlorigen ist das Betreten der Schutzzone I durch Un-
befugrte sowie die Vomahme jeglicher Handlung in ihr
verboten.

s4
ln dem Wasserschutzgebiet sind folgende Handlungen
nach MaSgalre der nachstehenden Aufstellung in den je-
weiligen Schutzzonen verboten (v), beschränkt zulässig
(b) oder zulässig aufgrund dieserVerordnung (-). Die über
die Schutzbestimmungen dieser Verordnung hinausge-
henden Verbote und Genehrrrigungisvorbehalte nach an-
deren Rechtsvorschriften bleiben unberührt.

Schutzzone

l.f,inlsilsnvonA-bwasserindenUntergrund 
tr Itr

a) Versen-kenvon A-bwasser oder des von

Schutzzone
t r ü

Verkehrsfl ächen abfließenden Wassers
über Schluckbrunnen, Sickerschächte oder
vergleichbare Einrichtungen mit Ausnahme
des Niederschlagswassers von
Dachflächen v v

b) Verriesel.n oder Versickern von
irrdustrielien oder gewerblichen
A-bwässern v v

c) Verrieseln oder Versickern häuslicher
Abwässervon
aa) Siedlungen v v
bb) Einzelbebauung v b

2.VersenkenoderVersickemvonKühlwasser v v

3. Einleiten von Abwasser in oberirdische
Gewässer mit Ausnahme des Nieder-
schlagswassersvonDacMächen v v

4. a) DurchleitenvonAbwasserdurchdas
Schutzgebiet v b

b) Hinausleiten von Abwasser aus dem
Schutzgebiet b b

5. Bau von Abwasserbehandlungsanlagien oder
Abwassersammelgruben v v

6. VerregnenvonAbwasser oderAbwasser-
landbehandlung v v

7. Aufbringenvon

a) Fäkalschlamm v v

b) Klärschlammunbehandelt v v

c) IQiüschlammimRahmen einer
kontrollierten landwirtschaftlichen
Düngung v b

8. Überschreiten der pfl anzenbedarfsgerechten
Düngirrng v v

9. Aufbringenvon Gtllle, Jauche oder
Geflügelkot auf

a) Ackerland oder gärtnerisch genutzte Böden
vonderEmtebiszum3l.Ol. v v
vom0l .O2.b iszurErn te  v  b

c) Ackerland bei Anbau von Haupt- und
Zwischenfrüchten nach der Ernte
sowieGrünland
vom 16.  10 .b is2um31.01.  v  v
vom01.02. bis zum 15. 10. v b

10. Aufbringen von Stallmist unter Zugrmnde-
legung der zeitlichen und mengenm äßigen
B eschränkung der GriLlle-Verordnung
einschlie8lichBereitstellungvorKopf b b

11. a) Nutzungsänderungvonabsolutem
Grünland v v

b) Nutzungsänderung von fakultativem
Gri.iLnland v b

c) UmwandlungvonWaldin eine aldere
Nutzungsad v v

d) Kahlschlaggrößeralslha v b

e) Aufforstung von Acker oder intensiv
genutztemcrünland b b

12. GädnerischerGemüseanbau v b

1 3. Anbau von Mais, Hacldnlchten, Feldgemüse,
Raps oderlegruminosen b b

14. Anlegen oder Erweitern von Kleingarten-
kolonien oder Gartenbaubetrieben sowie
Baumschulen v v

a)
b)
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Schutzzone
üm

1 5. a) Lagern von Wirtschaftsdünger (Jauche,
Gülle, Geflügelkot oder Stallmist)
außerhelh undurchlässigerAnlagen v

b) Lagern von GüIle oder Jauche in
aa) BehäternmitSickerwasserkontrolle v
bb) Behälternohne Sickerwasserkontrolle v
cc) Erdbecken v

16. Lagern, A-bfüllen oder UmscNagen von
wassergefährdenden Stoffen außerhalb von
Anlagen nach SS 16 1 ff. NWG ausg:enorrmen
Umschlagen von Flüssigdünger auf dem
Feld zur landwirtschaftlichen Düngung v

17. Anlegen von Gärfuttermieten

a) ftir Frischg,ut mit einem Trockensubstanz-
gehalt vonweniger als 28 % ohne Dichtung v

b) fr-ir Frischgut mit einem Trockensubstanz-
gehalt von weniger als 28 % mit Dichtung
und Auffangvorrichtung für Silagesäfte b

c) ftir Frischgmt mit einem Trockensubstanz-
gehalt von 28 % und mefu mit Oberflächen-
abdeckung b

d) ineinerbaugenehmigungspflichtigen
Anlage mit dichter Sohle undAuffang-
vorrichtungftirSilagesäfte b

18. Tierhaltung, soweit diese Dach dem
Bundesimissionsschutzgesetz vom
14. 05. 1 990 (BGBl. I S. 880) genehmi€nrngs-
pflichtigist v

1 9. Anwendung chemischer Mittel für die
Pflanzenbehandlung im Rahmen des
Pflanzenschutzgesetzesvom 15. 09. 1986
(BGBI. I S. 1 505) und entsprechend der
Pfl anzenschutz-Anwendungsverordnung vom
27. 07. 7988 (BGBI. I S. 1 196)

a) Pflanzenschutzmittel, die aus einem
in Anlage 1 der Pfl anzenschutz-
Anwendungsverordnung aufgeführten
Stoffbestehen odet einen solchen Stoff
enthalten v

b) Pflanzenschutzmittel, die aus einem
in Anlage 2 der Pflanzenschutz-
Anwendungsverordnung aufgeführten
Stoff bestehenoder einensolchenStoff
enthalten, soweit dies nicht nach Spalte 3
derAniagezugelassenist v

c) Pflanzenschutzmittel. die aus einem
in Anlage 3, Abschnitt B, der Pflanzen-
schutz-Anwendungsverordnung
aufgeführten Stoff bestehen oder einen
solchen Stoffenthalten, soweit sich nicht
aus Spalte 3 etwas anderes ergibt v

d) Pflanzenschutzmittel. die aus einem
in Anlage 3, Abschnitt A, der Pflanzen-
schutz-Anwendungsverordnung' 
aufgefrihrten Stoffbestehen oder einen
solchenStoff enthalten, soweit dies nicht
nach Spalte 3 verboten ist

20. Unterhalten von Gewässern rrit
chemischenMitteLn v

21. Errichtung oder wesentliche Anderung von
Anlagen zum Lagern, AbfüLIIen oder
Umschlagen (S 161 NWG) vonwasserge-
fährdenden Stoffen i. S. von 5 161 Abs. 5 NWG,
ausgenommen Anlagen nach S 4 Ziffer 15b),
17b) und 17d) dieserVerordnung.

b
v
v

Schutzzone
t r I t r

bei unterirdischer Lagerung und einem
Fassung,svermögen der Anlage
aa) biszu40000l v b
bb)über 400001 v v

bei oberüdischer Lagerung und einem
Fassungsvermögen der Anlage
aa)  b iszu100000 l  v
bb)ü,lcer 1O0000I v

22. a) Errichtung oder wesentliche Andenrng von
Anlagen zum HersteUen, Behandeln oder
VerwendenwassergefährdenderStoffe v

b) ProduktionradioaktiverStoffe v

c) Verwendung radioaktiver Stoffe
auselenonrmen zu Forschungszwecken in
geschlossenenRäumen v

d) Löschübungen oder Erprobung mit dem
Löschmittel "Schaum" v

e) VerwendungvonKettenschmiermitteln
für Motorsägen ohne Umweltzeichen
(blauer Engel) des Deutschen Instituts
frir Güte-Sicherung und Kennzeichnung
(RAL) v

23. Transport wassergefährdender Stoffe durch
Fahrzeuge,ausgenornmenAnliegerverkehr v

24. Beförderungwassergefährdender Stoffe

a) inRohrleitungengem. S 156NWG v v

b) in Feldleitungen, die der Bergaufsicht
unterliegen v b

c) in Rohrleitungen, die denBereich eines
Werksgeländes nicht überschreiten und
BestandteilvonAnlagengem. S 161 Abs. 1
NWGsind
aa) unterüdischverlegt v v
bb) oberirrrischverlegt v b

d) insonstigenRohrleitungen v v

25. a) A-blagern oderAufhaldenvon wasser-
gefährdendenStoffen v v

b) Einbringenvonwassergefährdenden
StoffenindenUntergrund v v

2 6. Abiagern von Abf ällen, soweit sie nictrt unter
die Ausnahmen der Kompostverordnung
fallen v

27. BehandeLr, ZwischenlagernoderUmschlagen
vonAbfällenausgenoErmenBereitstellen v

28. Behandebr oder Lagem von Schrott oder
Autowracks v

29. Errichten von baulichen Anlaqen

a) fürWohnzweckealsEinzelbebauung v b

b) fiirlandwirtschaftlicheBetriebe v b

c) als geschlosseneSiedlung,für
gewerbliche, industrielle oder sonstige
Zwecke (2.8. Krankenhäuser)
aa) ohne A-nschluß an eine zentrale

A-bwasserbeseitig"ung v v
bb) mit Anschluß an eine zentrale

Abwasserbeseitigung v b

30. Neubau oderAusbau vonbefestigten,
für Motorfahrzeuge zugelassenen Wegen,
Straien, Plätzen mit Ausnalme von Land-
oderforstwirtschaftlichenWirtschaftswegen v b
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Schutzzone
t rm

31. a) BauvonBahnlinien v v

b) Bau von Güterumschlagsanlagen,
Rangierbahnhöfen v v

32. Verwendungvonwassergefäh:denden
auswaschbaren Materialien zum Straßen-.
Wege-oderWasserbau v v

33. Bau von Start-, Lande- oder Sicherheits-
flächen oder Notabwurfflächen des
Luffverkehrs v v

34. Bau von militärischenAnlagen oder
Übungsplätzen v v

35. Durchführung von Manövem oder übungen
von militärischen Verbänden oder
ähnlichen Organisationen, soweit sie nicht
dem Merkblatt W 106 des Deutschen
Vereins des Gas- und Wasserfaches
entsprechen v v

36. Bau von Campingptätzen, Sportanlagen oder
Badeanstalten v b

37. AnlegenundErweiternvonFriedhöfen v v

38- Vergraben oder Ablagern von Tierkörpern
oderTierkörperteilen v v

39. Anlegen oder Erweitern von Fischteichen
sowiedasBetreibenvonNetzgehegehaltungi v b

40. IntensiveBeweidungalsDauerpferche v b

41. Erdaufschlüsse, soweit diese räuml.ich und
zeitlich eng begrenzt sind (2. B. Abgrabungen,
Ausschachtungen im Zusammenhang mit
Baumaßnahmen) oder alle über die ordnuncrs-
gemäße land- oder forstwirtschaftliche
Bodennutzung hinausgehenden
Bodeneingriffe v b

42. AnlegenvonDränenoderVorllutern v b

43. Bodenabbau

a) mitFreilegnrngdes Grundwassers v v

b) ohrreFreilegrrngdesGrundwassers v b

44.AnlagenoderMaßnahmendesBergbaus v b
45. DurchfrihrenvonSprengmngen v b

46. a) Bohrungenmit Ausnahme frirdie
öffentliche Wassewersorung v b

b) BohrungenfrirgeologischeErkundungen b b

47. Bau von Erdreich- oder Grundwasser-
wärmepumpen sowie Wärmepumpen mit
Erdsonden v v

s5
Von den Verboten des S 4 kann mit Ausnahme der Zrtfer 7g
die untere Wasserbehörde (Landkreis Göttingen bzw.
Stadt Göttingen) auf Antrag Befreiungen erteilen, sowett
der Schutzgebietszweck nicht gefährdet wüd.

s6
Die nach S 4 beschrälkt zulässigen Handlungen dürfen nur
mit Genehmignrng der unteren Wasserbehörde (Landkreis
Göttingen bzw. Stadt Göttingen) vorgenonrmen werden.
Die Geneh.rrigrung darf nur versagü werden, wenn zu be-
fürchten ist, dafl durch die beabsichtigte Handlung auf die
durch diese Verordlung geschützten Wassergew-ia-
nungsanlagen nachteilig eingew.ükt werden kann und sol-
che Nachteile auch nicht durch Auflagen und Bedingrrn-
gen verhütet werden können.

s7
Anlagen, die bei Inkrafttreten dieser Verordnung rechtmä-
ßig vorhanden sind, jedoch den Vorschriften des S 4 nicht
entsprechen, bleiben weiter zugelassen. Die zuständige
Wasserbehörde kann jedoch im Interesse der Gefahrenab-
wehr die Maßnahmen anordnen, die erforderlich sind. um
den Zweck dieser Verordnung zu erreichen.

s8
Die Eigentümer und Nutzungsberechtigten der irn Was-
serschutzgebiet liegenden Grundstticke werden verpflich-
tet, das Betreten des Grundstückes durch Beauftragüe der
Wasserbehörde und der von dieser ermächtigrten Stelle
nach vorheriger Anlnindigung zu dulden, um die Einhal-
tung der in g 4 aufgeftihrten Schutzbestimmungen zu
überprüfen und um Maßnahmen durchzuführen. die zum
Schutz der Wassergernrinnungsanlagen erforderlich sjrrd
(2. B. Aufstellung,von Hinweisschildern, Zäunen u. ä.).

s9
(1) Soweit eine Schutzbestimmung dieser Verordnung

eine Enteignung darstellt, ist dafürnach S SI NWGEnt-
schädigung zu leisten.

(2) Eine Ausgleichszahlung ist gem. S S1a NWG dann zu
Ieisten, wenn eine der in S 4 dieser Verordnung aufge-
führten Anordnungen erhöhte Anforderungen fest-
setzt, die die ordnungsgemäBe land- oder forstwirt-
schaftliche Nutzung eines Grundstückes beschränken
oder mit zusätzlichen Kosten belasten.

(3) Entsprechendes gdlt ftir die pflalzenschutzrechtlichen
Verbote und Beschränkungen für die Anwendung von
Pflanzenschutzmitteln in dem durch diese Verordnuncr
festgesetzten Wasserschutzgebiet.

(4) Dies Srilt nicht, soweit eine Entschädigungspflicht nach
Abs. 1 besteht.

(5) Anspniche nachAbs. 1 sind gegenüber der Stadtwerke
Göttingen AG bzw. dem Flecken Bovenden geltend zu
machen. Einigen sich die Parteien nicht über den
Grund oder die Höhe des Anspruches, so entscheidet
auf Antrag eines Beteiligten die Bezüksregierung
Braunschweig. Gegen diese Entscheidung ist Klage
vor den ordentlichen Gerichten möglich.

(6) Anspniche nach Abs. 2 auf Ausgleich der zusätzlichen
Kosten sind gegenüber dem Land Niedersachsen gel-
tend zu machen. Für Streitigkeiten steht der Rechts-
weg vor den ordentlichen Gerichten offen.

s 1 0
Wer gegen die Bestimmungen dieser Verordnung ver-
stößt, handelt ordnungswidrig. Die Ordnungswidrigkeit
wird nach S 190 Abs. 3 und 5 NWG i.V.m. S 36 Abs. 1 Nr. 1
des Gesetzes über Ordnungswidrigkeiten (OWiG) i.d.f. der
Bekanntmachung vom 19. 02. 1987 (BGBI. I S. 602) mit eiaer
Geldbuße bis zu 100.000 DM geahndet.

s  1 1
Diese Verordnung tritt 14 Tage nach ihrer Verkrindung in
Kraft.

Braunschweig, 16. 03. 1994
502.62013 cO

B ezirksre grierung Braunschweig
Dr .  Schnöcke l
Regrierungwizepräsident
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